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Geſetz-Sammlung 
. für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 22. 


Inhalt: Geſetz, betreffend die Mobiliar-FJeuerverſicherung in dem früheren Fürſtenthum Hohenzollern 
Sigmaringen, S. 293. — Geſetz, betreffend die Bewilligung von Staatsmitteln zur Beſeitigung 
der durch die Hochwaſſer im Frühjahre 1876. herbeigeführten Verheerungen und gemeingefährlichen 
Zuſtände, S. 294. 


(Nr. 8444.) Geſetz, betreffend die Mobiliar-Feuerverſicherung in dem früheren Fürſtenthum 
Hohenzollern⸗ Sigmaringen. Vom 14. Juli 1876, 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, für 
den Umfang des früheren Fürſtenthums Hohenzollern⸗Sigmaringen, was folgt: 


Einziger Paragraph. 


Es iſt fortan geftattet, das bewegliche Vermögen gegen Feuersgefahr bis 
zum vollen Betrage des gemeinen Werths zu verſichern. Der F. 5. des Hohen⸗ 
ollern » Sigmaringenfchen Geſetzes vom 28. April 1849., betreffend die Ver⸗ 
bet der Gebäude und Mobilien (Sigmaringenſche GeſetzSamml. Bd. VIII. 
S. 2039, wird aufgehoben. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Schloß Mainau, den 14. Juli 1876. 


(JL. S.) Wilhelm. 


Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. 
Achenbach. Friedenthal. Hofmann. 


Jahrgang 1876. (Nr. 84448445.) 43 (Nr. 8445.) 
Ausgegeben zu Berlin den 31. Juli 1876. 
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(Nr. 8445.) Geſetz, betreffend die Bewilligung von Staatsmitteln zur Beſeitigung der durch 
die Hochwaſſer im Frühjahre 1876. herbeigeführten Verheerungen und gemein⸗ 
gefährlichen Zuſtände. Vom 22. Juli 1876. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was folgt: 


$ 1. 
Aus den Geldmitteln, welche auf Grund der Beſtimmung in den Artikeln 
VI. und VII. des Reichsgeſetzes vom 8. Juli 1872. (Reichs⸗Geſetzbl. S. 289.), 
betreffend die franzöſiſche Kriegskoſtenentſchädigung, der Preußiſchen Staatskaſſe 
Gen wird der Staatsregierung die Summe von ſechs Millionen Mark zur 

erfügung geſtellt, um 

1) der Stadtgemeinde Caub für die Arbeiten, welche behufs Abwendun 
eines weiteren Bergſturzes erforderlich ſein werden, einen Koſtenguſchuß 

aus der Staatskaſſe zu gewähren, 


2) an die in 1 Stromgebieten des Preußiſchen Staates durch 
die Frühjahrshochfluthen des Jahres 1876., ſowie die durch den Berg⸗ 
ſturz zu Caub Beſchädigten nach Maßgabe des nachgewieſenen Bedürf⸗ 
niſſes Beihülfen zu bewilligen und zwar: 

a) S SE Beſchädigte zur Erhaltung im Haus⸗ und Nahrungs⸗ 

ande; 

b) an Gemeinden zur Wiederherſtellung ihrer beſchädigten gemein⸗ 
nützigen Anlagen; 

e) zur Wiederherſtellung und zu nothwendigen Verbeſſerungen der 
beſchädigten Deiche und Uferſchutzwerke und der damit in Ver⸗ 
bindung ſtehenden Anlagen; 

3) die durch die Hochfluthen (Nr. 2.) beſchädigten fiskaliſchen Bauanlagen 
wieder herzuſtellen und bei der de een fe ze Schönebeck Woh- 
nungen für Salinenarbeiter, welche durch die Ue 
dachlos geworden ſind, zu errichten. 


$. 2. 

Der Höchſtbetrag der an die Stadt Caub zu ewährenden Beihülfe ($. 1. 
Nr. 1) wid auf 485000 Mark feſtgeſtellt; die Modalltiten dieſer Bewilligung 
beſtimmt die Staatsregierung. 

Die Beihülfen an einzelne Perſonen und Gemeinden G. 1. Nr. 2a. und b.) 
können bis zum Geſammtbetrage von 1,000,000 Mark ohne die Auflage der 
Rückgewähr, darüber hinaus nur als Darlehen bewilligt werden. Die Ver⸗ 
zinſungs⸗ und Rückzahlungsbedingungen dieſer Darlehen werden von der Staats⸗ 
regierung beftimmt; doch find die Darlehen an Gemeinden mit mindeſtens 3 Pro⸗ 
ent zu verzinſen und jedenfalls innerhalb 10 Jahren zurück zu zahlen. Die 
Beihulfen zu den im F. 1. Nr. 2. bezeichneten Zwecken ſind in der Regel als 
Darlehen zu gewähren, für welche die Verzinſungs⸗ und Rückzahlungsbedingungen 

von 


erſchwemmung ob 
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von der Staatsregierung feſtgeſtellt werden; doch iſt letztere ermächtigt, die 
Mittel im Falle des Bedürfniſſes auch ohne die Auflage der Rückgewähr zweck⸗ 
entſprechend zu verwenden. e? 


Die nach H. 2. jährlich zurückzuvereinnahmenden Beträge find in den Staats— 
haushaltsetat des betreffenden Jahres aufzunehmen. 


l $. 4. 

Die Bewilligung und Verwendung der Beihülfen zu den im $. 1. Nr. 2a. 
und b. angegebenen Zwecken erfolgt unter Mitwirkung von Kreis- und Provinzial⸗ 
kommiſſionen. C S 

Die Kreiskommiſſionen werden in denjenigen Kreiſen, in welchen auf 
Grund der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872. (Geſetz⸗Samml. S. 661.) ein 
Kreisausſchuß beſteht, durch dieſen gebildet, ſonſt aber von der Vertretung jedes 
Kreiſes beſonders gewählt. GE e 

Als Provinzialkommiſſion fungirt im Geltungsbereiche der Provinzial⸗ 
ordnung vom 29. Juni 1875. (GeſetzSamml. S. 335.) der Provinzialausſchuß, 
in den übrigen Provinzen der provinzialſtändiſche Verwaltungsausſchuß. 

Die Kreis- und Provinziallommiffionen find befugt, fi durch Kooptation 
zu verſtärken. E dër, 

In den Kreiskommiſſionen führt der Landrath, in den Provinzialkommiſ⸗ 
ſionen der Oberpräſident den Vorſitz. 

$. 5. S 

Die gerichtlichen Akte, welche durch die Darlehnsbewilligungen ed 
werden, mit Einſchluß der hypothekariſchen Eintragungen, Umſchreibungen un 
Löſchungen, erfolgen koſtenfrei. Für die aufzunehmenden Urkunden wird ein 
Stempel nicht erhoben. ‘= 


Dem Landtage iſt bei deſſen nächſter regelmäßiger Zuſammenkunft über 
die Ausführung des Geſetzes Rechenſchaft zu geben. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Wildbad Gaſtein, den 22. Juli 1876. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. Hofmann. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober » Hofbuchdruderei 
(N. v. Decker). 
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